Fonds zur Forderung der
digitalen Transformation

Forderrichtlinien (FFDT-RL)

Gemal § 33f KommAustria-Gesetz (im Folgenden KOG), BGBI. | Nr. 32/2001 idF des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 21/2026, macht die RTR-GmbH folgende Richtlinien Gber
die Gewdhrung von Mitteln aus dem Fonds zur Forderung der digitalen
Transformation gemal §§ 33a ff KOG bekannt:

Stand: 23.10.2026
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1. Abschnitt
Allgemeines

1 Ziel der Forderung

Der Fonds zur Forderung der digitalen Transformation ist gemaR § 33a Abs. 1 KOG zur
Erhaltung der Vielfalt an Anbietern und Anbieterinnen und zur Férderung des Auf- und
Ausbaus des digitalen Angebots in der Medienlandschaft von privaten
Medienunternehmen, die ihre Medieninhalte auf das Osterreichische Publikum
ausrichten, eingerichtet. Der Fonds soll zur Starkung der Medienunternehmen und
ihres digitalen Angebots und insgesamt zur Festigung der zentralen Rolle der Medien
in einer modernen demokratischen Gesellschaft beitragen.

2 Rechtsgrundlagen

(1) Die vorliegenden auf Grundlage von § 33f KOG erstellten Richtlinien dienen
der Durchflhrung und Abwicklung der Gewahrung von Mitteln aus dem ,Fonds zur
Forderung der digitalen Transformation” gemald §§ 33a ff KOG.

(2) Die vorliegenden Richtlinien sind aus Grinden der Zweckmaligkeit und
Ubersichtlichkeit eine Gesamtkodifikation aller nach §§ 33a ff KOG in Verbindungen
mit diesen Richtlinien méglichen Forderungen und folgen in einzelnen Abschnitten
unterschiedlichen europarechtlichen Rahmenbedingungen, wobei jedenfalls nur
FordermaRnahmen im Rahmen der Anreizforderung und im Rahmen der
Projektforderung im Bereich der Forderprojekte zur digitalen Transformation der
zwingenden europarechtlichen Notifizierung unterliegen.

(3) Flr die Forderbereiche Anreizférderung und Projektforderung im Bereich zur
Digital-Transformation ist daher der Genehmigungsbeschluss der Europdischen
Kommission zu SA.62555 (2021/N) vom 20.12.2021 verbindlich einzuhalten.

(4) Im Forderbereich Digital-Journalismus sind die Bestimmungen der Verordnung
(EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014, zuletzt geandert durch die
Verordnung (EU) Nr. 2023/1315 der Kommission vom 23. Juni 2023, zur Feststellung
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt (AGVO) in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union (AEUV), ABI. L 187/1 vom 26. Juni 2014, insbesondere des Artikel
31 vollinhaltlich anzuwenden.

(5) Im Forderbereich Barrierefreiheit und Jugendschutz erfolgt die Férderung im
Rahmen der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. Dezember 2013 Uber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Gber
die Arbeitsweise der Europaischen Union auf De-minimis Beihilfen (im Folgenden De-
minimis-Beihilfen-VO), ABI. L 352 vom 24.12.2013, in der Fassung der Verordnung (EU)
2023/2831 vom 13. Dezember 2023, veroffentlicht im Amtsblatt der EU am
15.12.2023.
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3 Ausschluss des Rechtsanspruchs

Die Vergabe der Férderungen erfolgt nur im Rahmen der gesetzlich zur Verfligung
gestellten Mittel. Ein Rechtsanspruch auf Gewdhrung einer Forderung besteht nicht
(§ 33j Abs. 1 KOG).

4 Budget

Flr die Durchfiihrung des gegenstandlichen Férderprogramms stehen der RTR-GmbH
jahrlich die in § 33a Abs. 2 KOG genannten Mittel zur Verfligung.

5 Kumulierungsregelungen

(1) Fordermittel nach diesen Richtlinien kdnnen nur insoweit mit Férdermitteln
anderer Forderinstitutionen, Gebietskérperschaften oder sonstigen Beihilfen, die dem
EU-Beihilfenrecht unterliegen, kumuliert werden, als dadurch die Férdergrenzen gem.
Pkt. 11 nicht Gberschritten werden (Kumulierungsbeschrankung).

(2) Die Forderung eines eingereichten Projekts ist insoweit ausgeschlossen, als
Projektkosten teilweise oder ganzlich mit anderen von der RTR-GmbH oder der
KommAustria zu verwaltenden Mitteln gefordert wurden oder werden sollen
(Doppelférderungsverbot).

(3) Forderungen nach dem Fonds zur Forderung des nichtkommerziellen
Rundfunks, dem Fonds zur Forderung des privaten Rundfunks, dem
Presseforderungsgesetz und dem Publizistikférderungsgesetz 1984 sind mit nach
MalRgabe der vorliegenden Richtlinien gewahrten Forderungen kumulierbar
(Ausnahme von der Kumulierungsbeschrankung).

6 Aufteilung der Férdermittel

(1) Die vorhandenen Fordermittel werden gemall § 33f Abs. 2 KOG aufgeteilt.
Forderungen kénnen ausschlielRlich zur Verfolgung der Forderziele iSd §§ 33c bis 33e
KOG vergeben werden.

(2) Die Verteilung der Mittel erfolgt nach Abzug des Aufwands der RTR-GmbH
gemal’ § 33i Abs. 2 KOG.

(3) Die vorhandenen Fordermittel werden fir die Forderung von konkreten
Projekten zur Verfligung gestellt, wobei gemal § 33g KOG folgende Aufteilung fir die
Anreizforderung und die Projektférderung gilt:

a) Anreizférderung

Fir den Forderbereich Anreizférderung stehen bis zu 25 % der jahrlichen
Gesamtmittel zur Verfigung. Diese Mittel werden zwischen der allgemeinen
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Anreizforderung und der Anreizférderung fur Volksgruppenzeitungen wie folgt
aufgeteilt.

Aufteilung der Mittel der Anreizférderung

Kategorie Fordermittel

Allgemeine Anreizforderung 99 %

Anreizférderung

. 19
Volksgruppenzeitungen 7

b) Projektférderung

Fir die verbleibenden Férdermittel kdnnen unterschiedliche Projekte zur Verfolgung
der Forderziele gemall §§ 33c bis 33e KOG eingereicht werden. Die hierflr zur
Verfigung stehenden Mittel werden innerhalb dieses Forderbereiches auf die
folgenden drei Férderziele wie folgt aufgeteilt.

Aufteilung der Mittel der Projektférderung

Forderziel Fordermittel Branche Rundfunk Branche Print

Digitale

. 72,5 % 30 % 70 %
Transformation

Digital-Journalismus 12,5% 30% 70 %

Jugendschutz und

[0) [o) (o)
Barrierefreiheit 15% 80% 20%

(4) Allfallige Kdrzungen von Forderungen aufgrund der Ausschopfung von
Fordermitteln sind nach MalRgabe des § 33f Abs. 3 KOG vorzunehmen. Die Verteilung
zwischen den einzelnen Branchen und Forderzielen beruht auf § 33f Abs. 2 KOG.

(5) Werden im Bereich der Anreizforderung die Mittel einer Kategorie in einem
ersten Fordertermin eines Kalenderjahres nicht ausgeschopft, so sind diese —
vorbehaltlich der Abhaltung eines weiteren Férdertermins gemall Abs.7 — dem
Bereich der Projektférderung zuzuweisen.

(6) Werden im Bereich der Projektférderung die zur Verfolgung eines Forderziels
fUr eine Branche (Rundfunk oder Print) zur Verfigung stehenden Mittel in einem
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ersten Fordertermin eines Kalenderjahres nicht ausgeschopft, werden diese Mittel auf
der Grundlage von § 33f Abs. 3 KOG in einem ersten Schritt zur Verfolgung der jeweils
anderen Forderziele in derselben Branche herangezogen. Verbleiben danach noch
Mittel, werden diese flr die andere Branche herangezogen.

(7) Werden Fordermittel in einem ersten Fordertermin nicht zur Ganze
ausgeschopft und Ubersteigen die verbliebenen Mittel einen Betrag von EUR 1 Mio.,
so gilt Pkt. 12 Abs. 2.

(8) Nicht ausgeschdpfte Mittel werden einer Ricklage zugefiihrt und werden im
darauffolgenden Kalenderjahr entsprechend der Aufteilung nach Abs. 3 lit. a und b
verteilt.

(9) Die Forderergebnisse gibt die RTR-GmbH spatestens innerhalb des dem Datum
der Forderentscheidung folgenden Quartals auf ihrer Website bekannt.

2. Abschnitt

Personliche und sachliche Voraussetzungen fiir die
Gewadhrung einer Férderung

7 Personliche Fordervoraussetzungen

(1) Die Berechtigung von Unternehmen zur Erlangung einer Férderung bestimmt
sich nach § 33a Abs. 3 bis 7 KOG sowie nach § 33g Abs. 1 KOG.

(2) Von ,nicht blolR lokaler Bedeutung” im Sinne von § 33a Abs. 3 Z 1 KOG ist bei
einer Tages-, Wochen- oder Monatszeitung auszugehen, wenn sie in zumindest drei
Bezirken eines Bundeslandes oder im Fall der Stadt Wien in allen Gemeindebezirken
verbreitet wird. Im Fall von Wochenzeitungen und Monatszeitungen ist auch dann von
einer Uber den lokalen Bereich hinausgehenden Bedeutung auszugehen, wenn ihr
jeweiliger  Medieninhaber oder ihre jeweilige Medieninhaberin  einem
Unternehmensverbund im Sinne von § 244 UGB angehdrt und sichergestellt ist, dass
gemeinsam mit den Wochen- und Monatszeitungen anderer Unternehmen desselben
Verbunds und desselben oder vergleichbaren Medientitels zumindest drei Bezirke
eines Bundeslandes als Verbreitungsgebiet erfasst sind.

(3) Hauptberuflich im Sinne von § 33a Abs. 4 KOG bedeutet die Beschaftigung im
Ausmal eines Vollzeitdquivalents, wobei einem Vollzeitdquivalent 38 Wochenstunden
entsprechen und das Beschaftigungsausmall von Teilzeitbeschaftigten und reduzierte
Arbeitszeiten in Vollzeitdquivalente umzurechnen ist. Folglich entsprechen 19
Wochenstunden 0,5 VZA, 9,5 Stunden 0,25 VZA, usw.

(4) Fir die Gewahrung einer Forderung ist eine den Anforderungen in § 33a
Abs. 7 KOG entsprechende Geschaftstatigkeit Voraussetzung.
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(5) Die Forderungswerber oder Férderungswerberinnendirfen sich im Zeitpunkt
der Einreichung des Forderansuchens nicht in ,Schwierigkeiten” im Sinne von
Art. 2718 AGVO befinden, und es darf weder zum Zeitpunkt des Ansuchens ein
Insolvenzverfahren erdffnet worden sein noch dirfen die in der Gsterreichischen
Rechtsordnung vorgesehenen Voraussetzungen fir die Eroffnung eines
Insolvenzverfahrens auf Antrag der Glaubiger erfillt sein.

(6) Unternehmen, die einer Rlckforderungsanordnung aufgrund einer
Kommissionsentscheidung zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit
einer Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht Folge geleistet haben, sind von einer
Forderung ausgeschlossen.

(7) Forderprojekte missen unter Berlcksichtigung der Forderung auf Grundlage
des Forderansuchens und Beilagen finanziell gesichert erscheinen (§ 33a Abs. 7 KOG).

(8) Bei Vorliegen der in §33a Abs. 5 und 6 KOG genannten Griinde ist eine
Forderung ausgeschlossen, wobei das Nichtvorliegen der dort genannten Griinde
jedenfalls mittels Registerauszug der Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft
glaubhaft zu machen ist. Die RTR-GmbH kann in diesem Zusammenhang auch eigene
Uberpriifungen veranlassen.

(9) Der redaktionelle Teil des Mediums macht mindestens 65 % des Gesamtinhalts
aus, wobei als redaktioneller Teil der nicht aus entgeltlichen Veroffentlichungen im
Sinne von § 26 Mediengesetz — MedienG, aus audiovisueller kommerzieller
Kommunikation gemdls § 2 Z 2 AMD-G oder aus Werbung und Sponsoring gemals § 19
PRR-G bestehende Teil anzusehen ist.

(10)  Das Ansuchen muss vor Projektbeginn gestellt werden.

8 Anreizforderung

(1) Nur Medienunternehmen, die die inhaltliche Gestaltung einer Tages- oder
Wochenzeitung im Sinne von § 33a Abs. 3 Z 1 oder 2 KOG besorgen, kénnen um
Anreizférderung ansuchen.

(2) Im Bereich der Anreizforderung ist mit dem Foérderansuchen der RTR-GmbH
ein perspektivischer Digitalisierungsprojektbericht vorzulegen. Dieser Bericht ist alle
sechs Monate gerechnet ab dem Zeitpunkt der Vorauszahlung um Darstellungen zum
Fortschritt der Digitalisierung und insbesondere auch um Darstellungen, wie die als
Vorauszahlung gewahrten Mittel zur Verwirklichung des konkreten Projekts und der
Forderziele gemalR § 33c bis 33e KOG verwendet wurden, zu aktualisieren. Eine
zusammenfassende Darstellung ist Uberdies am Ende des Projekts einzureichen.

(3) Zusatzlich ist am Ende des Projektes ein weiterer Bericht tGber die wesentlichen
Projektergebnisse der RTR-GmbH zum Zwecke der Veroffentlichung zu Gbermitteln.
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(4) Wahrend der Projektlaufzeit kann der sechsmonatige Fortschritt im Sinne des
Digitalisierungsprojektfortschritts auch durch die Erklarung eines
Wirtschaftstreuhdnders oder einer Wirtschaftstreuhdnderin insoweit bestatigt
werden, als die erhaltene Anreizférderung widmungsgemall unter Einhaltung des
Grundsatzes einer ordnungsgemafien Buchflhrung fir das namhaft gemachte Projekt
verwendet wurde. Sofern Mittel der Anreizférderung auch fir ein anderes gefordertes
Projekt eingesetzt werden sollen, dirfen die relativen Fordergrenzen fir das
geforderte Projekt nicht Uberschritten werden. Sdamtliche als Anreizférderung
vergebenen Fordermittel sind widmungsgemdlR und zweckgebunden fir die
Umsetzung eines konkreten Projekts in Verfolgung der Forderziele gemalk §§ 33c bis
33e KOG zu verwenden.

9 Projektforderung

(1) Um Projektférderung kann jedes durch § 33a KOG erfasste Unternehmen
ansuchen.

(2) Forderansuchen sind fur konkrete Projekte innerhalb der Forderziele zu
stellen.

9.1 Forderprojekte zur Digitalen Transformation

(1) Forderansuchen zur Erreichung des Forderziels der Digitalen Transformation
kdnnen insbesondere zu folgenden Projekten eingereicht werden:
a) Modernisierung der digitalen Distribution durch verbesserten Zugang der

Nutzer und Nutzerinnen zu Online-Content, wie etwa durch

i.  Zielgruppenanalyse fir und die Kundenakquisition und Distribution von
Medieninhalten;

i.  Entwicklung oder Weiterentwicklung von Inhalteplattformen;

iii.  technische Weiterentwicklung von Websites, Apps, E-Paper-Formaten
oder Newsletter-Formaten.
b) Malnahmen zur Schaffung und Erneuerung digitaler Infrastruktur mit bspw.
folgenden Zielsetzungen:

i.  Digitalisierung und Automatisierung von Arbeitsabldufen, insbesonders
zur Reduktion von Abhangigkeiten von externen Produkten und
Dienstleistungen;

i.  Starkung der raumlichen und zeitlichen Flexibilitdat des eingesetzten
Personals;

iii. Entwicklung und Einsatz von Tools zur Verwaltung, Moderation und
Analyse von Community- und Foreninhalten;
iv.  Starkung der technologischen Eigenstandigkeit (mediale und digitale
Souveranitat), insbesondere durch
e den Aufbau von digitalen Infrastrukturen fir Anwendungen im
Rahmen der Kulnstlichen Intelligenz (fir den journalistischen
Einsatz) sowie Datenspeicherung und Datenarchivierung;
e die EinfGhrung medienibergreifender  Systeme zur
Nutzerauthentifizierung (Login-Systeme) oder
Reichweitenmessung;
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e den Aufbau von Systemen zur digitalen Werbevermarktung oder
Werbeauslieferung (Ad-Tech-Strukturen).
c) MalRknahmen zur Schaffung und Nutzung von innovativem und digitalem
Content:

i.  Gestaltung innovativer digitaler Medienprodukte (Audio-, Videoformate
und interaktive sowie intermediale Formate) mit auf das Osterreichische
Publikum ausgerichteten Medieninhalten, insbesondere im Bereich des
Datenjournalismus;

ii.  Einrichtung eines Meldesystems flr Nutzer und Nutzerinnen von Online-
Foren;

iii. Einrichtung und Befassung einer beauftragten Person fiir Leser und
Leserinnen;

(2) Forderansuchen fir Projekte zur digitalen Transformation haben férderbare
Kosten pro Projekt in Hohe von zumindest EUR 300.000,- aufzuweisen. Bei Projekten
von Kleinstunternehmen und kleinen Unternehmen im Sinne der AGVO,
Einzelunternehmen, Vereinen und Unternehmen im Bereich des nichtkommerziellen
Rundfunks, missen die forderbaren Kosten pro Projekt zumindest EUR 100.000,-
betragen.

9.2 Forderprojekte zum Digital-Journalismus

(1) Forderansuchen zur Erreichung des Forderziels des Digital-Journalismus
kdnnen insbesondere zu folgenden Projekten eingereicht werden:

a) MalRknahmen durch zertifizierte Bildungseinrichtungen zur berufsbegleitenden
fir die journalistische Arbeit nitzlichen oder notwendigen Aus-, Fort- und
Weiterbildung von journalistischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im
Bereich des Digitaljournalismus;

b) MaRnahmen zum Besuch von externen Seminaren und vergleichbaren Aus-
und Weiterbildungsangeboten im Bereich des Digitaljournalismus;

c) Malknahmen zur Einrichtung von Lehrredaktionen mit Schwerpunkt
Datenjournalismus und Digital;

d) MaRnahmen zur Schaffung von Angebot und Wahrnehmung von nationalen
und internationalen Volontariaten mit Schwerpunkt Datenjournalismus und
Digital;

e) MalRknahmen fur Ausbildung von Journalisten und Journalistinnen mit
Schwerpunkt Datenjournalismus und Digital.

(2) Aus-, Fort- und Weiterbildungen sind insbesondere dann forderfahig, wenn sie
der facheinschldgigen Aus- und Weiterbildung von an der redaktionellen Gestaltung
von Angeboten des Forderungswerbers oder der Forderungswerberin oder beim
Forderungswerber oder bei der Foérderungswerberin mitwirkenden Journalisten und
Journalistinnen oder angehenden Journalisten oder Journalistinnen mit Schwerpunkt
Datenjournalismus und/oder Digitalisierung dienen und in Bezug auf Inhalt und
Umfang tauglich sind, die entsprechenden Inhalte zu vermitteln.

(3) Dabei kdnnen insbesondere die Kosten der Teilnahme von direkt angestellten
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen an externen Ausbildungsprogrammen, welche von
Ausbildungseinrichtungen oder Ausbildnern angeboten werden, welche Uber
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anerkannte Kompetenz auf dem Gebiet der Journalismusausbildung im Bereich
Datenjournalismus und/oder Digitalisierung verfigen und Qualifikationen vermitteln,
die auch auf andere Unternehmen Ubertragbar sind und durch die sich die
journalistische Fachkompetenz deutlich verbessert, gefordert werden. Mehrjahrige
Uni- oder FH-Lehrgange, Konferenzbesuche oder vergleichbare Veranstaltungen sind
aus  besonders  berlcksichtigungswirdigen  Grlinden, welche von den
Forderungswerbern oder Forderungswerberinnen glaubhaft zu machen sind,
forderbar.

(4) In Erganzung zu Pkt. 10 sind insbesondere folgende Kosten forderbar:

a) Seminar-/Kursgebiihren

b) Kosten der Trainer/Ausbildner oder Trainerinnen/Ausbildnerinnen

c) angemessene Reise- und Aufenthaltskosten der Trainer/Ausbildner
oder Trainerinnen/Ausbildnerinnen

d) angemessene Reise- und Aufenthaltskosten der teilnehmenden
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

e) Kosten flir Materialien und Ausstattungen im Zusammenhang mit der
Ausbildungsmalnahme

9.3 Forderprojekte zu Jugendschutz oder Barrierefreiheit

9.3.1 Jugendschutz

Mit dem Ziel einer Erhohung des Jugendschutzes kénnen zur finanziellen
Unterstltzung der Entwicklung oder des Einsatzes von Systemen folgende
MalRknahmen gefordert werden:

a) Kennzeichnung, Einstufung oder Beschreibung von Inhalten, die die
korperliche,  geistige  oder  sittliche  Entwicklung  Minderjahriger
beeintrachtigen kénnen,

b) Altersverifikation oder vergleichbare MalRnahmen der Zugangskontrolle zu
den in lit. a bezeichneten Inhalten.

9.3.2 Barrierefreiheit

(1) Mit dem Ziel einer Erhdhung der barrierefrei zugdnglichen Medieninhalte kann
die barrierefreie Aufbereitung und Bereitstellung des audiovisuellen Angebots an
Inhalten (einschlieRlich der Herstellung von barrierefreier Information im Sinne von
§ 2 Z 4a AMD-G) sowie des Inhaltsangebots digitaler Ausgaben von Druckwerken und
von Horfunkinhalten finanziell unterstitzt werden. Dabei kdnnen insbesondere
folgende MaRnahmen geférdert werden:

a) Verbesserung des Zugangs zu Inhalten durch Gebéardensprache,
(automatisierte) Untertitelung, Audiokommentar;

b) Einsatz und/oder Entwicklung von kunstlicher Intelligenz zur Herstellung der
Barrierefreiheit;

c) Gestaltung von Applikationen zur Erleichterung oder Herstellung des
barrierefreien Zugangs zu audiovisuellen Inhalten;

d) Herstellung barrierefreier, online bereitgestellter Sendungen;
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e) Entwicklung barrierefreier Zugangsmoglichkeiten zum Inhalt digitaler
Ausgaben von Druckwerken, wie insbesondere das Bereitstellen von Inhalten
in einfacher Sprache, in leicht lesbarer Sprache sowie die Audiowiedergabe
von Textinhalten;

f) Herstellung von Sendungen sowie Verbesserung des Zugangs zu Inhalten in
einfacher Sprache.

(2) Mit Forderungen fur Barrierefreiheitsprojekte soll die Erhdhung der
barrierefrei zuganglichen Medieninhalte unterstiitzt werden. Der Fdrderungswerber
oder die Forderungswerberin hat daher im Forderansuchen darzustellen, zu welchem
Grad barrierefreie Angebote im Zeitpunkt des Forderansuchens vorliegen und welche
Steigerung mit den zu fordernden MalBnahmen erreicht werden wird.

10 Forderbare Kosten

(1) Als forderbare Kosten im Bereich der Projektforderung kbnnen insbesondere
folgende Positionen mit Bezug zum eingereichten Projekt eingereicht werden:

a) angemessene Kosten fiir Personen, welche beim Férderungswerber oder bei
der Férderungswerberin direkt angestellt sind;
) angemessene Kosten fur zugekaufte Personenleistungen;
) angemessene projektbezogene Sachkosten;
d) angemessene, projektbezogene laufende Kosten;
) angemessene projektbezogene Forschungs-, und Entwicklungskosten;
f) Investitionskosten in Hohe des anzurechnenden Aufwandes flr Abschreibung
im Rahmen der Projektlaufzeit;
g) bis zu 20 % indirekte Kosten der Gesamtkosten des Projekts.

Als forderbare Kosten kdnnen auch Kosten, die durch zugekaufte Leistungen von
einem mit dem Férderungswerber oder der Forderungswerberin  im
Unternehmensverbund direkt oder indirekt verbundenen Unternehmen anfallen,
geltend gemacht werden, sofern sie in unmittelbarem Zusammenhang mit dem
angesuchten Projekt stehen.

(2) Es werden nur jene Kosten als forderbare Kosten anerkannt, die nach Stellung
des Ansuchens entstehen.

(3) Kosten flar Personen muissen mit den steuer-, lohn-, sozial- und
arbeitsrechtlichen Bestimmungen oder kollektivvertraglichen Regelungen sowie
allenfalls branchentblichen Vereinbarungen oder Richtlinien in Einklang stehen.
Forderbare Kosten sind bereits bei der Erstellung des Ansuchens schlissig und
nachvollziehbar mittels aussagekraftiger Unterlagen, aus denen Leistungsinhalt,
Leistungsumfang sowie Hohe der Kosten fir die konkreten Inhalte hervorgehen,
darzulegen. Personalkosten konnen mittels aktuellem Auszug aus den Lohnkonten
dargestellt werden und sind mittels prozentualer Zuordnung zum jeweiligen Inhalt im
Sinne der Kostenrechnung darzulegen. Forderbare Kosten werden im Ausmal des
Nettobetrags, also exklusive Umsatzsteuer, anerkannt. Hat der Férderungswerber
oder die Forderungswerberin ein begriindetes Ansuchen auf die Einbeziehung der
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nicht abzugsfdhigen Umsatzsteuer in die Kosten der Inhalte gestellt, kann die
Umsatzsteuer im Rahmen der Bemessungsgrundlage berlcksichtigt werden.

(4) Kosten sind nach den Grundsdtzen der Sparsamkeit, ZweckmaRigkeit und
Wirtschaftlichkeit zu kalkulieren und folglich als Kosten nachzuweisen.

(5) Kosten fir die Stellung eines Forderansuchens oder sonstige Kosten, welche
keinen Zusammenhang mit dem eingereichten Projekt aufweisen, k&nnen nicht
berucksichtigt werden.

11 Fordergrenzen, Berechnung von Forderungen

(1) le Forderungswerber oder Férderungswerberin ist pro Einreichtermin
folgende Anzahl an Ansuchen (Pkt. 2 Abs. 3 bis 5) zuldssig:

a) im Forderbereich Anreizférderung ein Ansuchen;

b) im Forderbereich Digitale Transformation bis zu zwei Ansuchen;

c) im Forderbereich Digital-Journalismus bis zu zwei Ansuchen;

d) im Forderbereich Jugendschutz und Barrierefreiheit ein Ansuchen.

(2) Die Hohe der Forderung pro Forderungswerber oder Forderungswerberin je
Fordervergabe in einem Kalenderjahr darf den Betrag in Hohe von EUR 2,5 Mio. nicht
Uberschreiten (absolute Fordergrenze).

(3) Die absolute Fordergrenze nach Abs. 2 gilt auch flr Férderungen, welche
Forderungswerbern eines Unternehmensverbundes im Sinn des
§ 244 Unternehmensgesetzbuch — UGB gewahrt werden.

(4) Die Hohe der Forderung fur ein Projekt gemald Pkt. 9 Projektférderung darf
den Betrag in Hohe von EUR 750.000 nicht Uberschreiten. Fir gemeinsame
Forderprojekte (Pkt.14) von Unternehmen, die nicht in einem gemeinsamen
Unternehmensverbund iSd § 244 UGB stehen, betrdgt die maximale Forderung pro
Projekt EUR 1,5 Mio. (absolute Projektférdergrenzen).

(5) Die Hohe der Forderung fir ein Projekt zur digitalen Transformation darf bis
zu 50 % der eingereichten und anerkannten forderbaren Kosten betragen (relative
Fordergrenze).

(6) Die Hohe der Forderung flr ein Projekt zum Digital-Journalismus darf bis zu 50
% der eingereichten und anerkannten forderbaren Kosten betragen (relative
Fordergrenze). Diese Grenze darf um 10 Prozentpunkte fir mittlere Unternehmen
sowie bei Ausbildungsmalnahmen fir Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen mit
Behinderungen oder benachteiligte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen (= 60 %)
und um 20 Prozentpunkte (= 70 %) fur kleine Unternehmen erhéht werden.

(7) Die Hohe der Forderung flr ein Projekt zu Barrierefreiheit oder Jugendschutz
bestimmt sich nach den Regelungen der De-minimis-Beihilfen-VO. Demnach darf die
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Gesamtsumme, der einem Unternehmen gewahrten De-minimis-Beihilfen in einem
Zeitraum von drei Steuerjahren EUR 300.000,- nicht Ubersteigen.

(8) Vor Gewdhrung der Férderung fir Barrierefreiheit oder Jugendschutz hat der
Forderungswerber oder die Forderungswerberin jede De-minimis-Beihilfe anzugeben,
die er in den vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie im laufenden Steuerjahr
beantragt oder erhalten hat. Die RTR-GmbH gewahrt eine neue Férderung erst, wenn
sie sich einerseits vergewissert hat, dass der Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen,
den der Férderungswerber oder die Férderungswerberin in Osterreich in dem
betreffenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten
hat, den Hochstbetrag von EUR 300.000,- nicht Gberschreitet und sie andererseits eine
entsprechende Erklarung des Forderungswerbers oder der Forderungswerberin
erhalten hat.

(9) Uberstiege der Gesamtférderungsbetrag unter Einrechnung einer Férderung
nach diesen Richtlinien den Héchstbetrag von EUR 300.000,- im genannten Zeitraum,
so darf die Forderung nur insoweit in Anspruch genommen und gewahrt werden, als
der Hochstbetrag nicht Gberschritten wird, widrigenfalls der darliberhinausgehende
Betrag zurilickzuzahlen ist.

(10)  De-minimis-Beihilfen dirfen nicht mit anderen Beihilfen fir dieselben
forderbaren Kosten kumuliert werden, wenn die aus der Kumulierung resultierende
Forderintensitat diejenige Forderintensitat Gbersteigen wirde, die in der AGVO oder
einer gesonderten Entscheidung der Europdischen Kommission hinsichtlich der
besonderen Merkmale eines jeden Falles festgelegt wurde. Die Zuerkennung einer
Forderung auf der Grundlage der vorliegenden Richtlinien ist diesfalls ausgeschlossen
und entgegen dieser Bedingung ausbezahlte Forderungen sind zurlickzuzahlen.

(11)  Fur die Bemessung der Hohe der Anreizférderung gemaR § 33g Abs. 4 KOG
sind je nach Kategorie die folgenden Unternehmenskennzahlen eines Kalenderjahres
heranzuziehen: Umsatz im Digitalbereich, Reichweite, Auflage, der dem
redaktionellen Bereich zugeordnete Personalstand der Tages- oder Wochenzeitung
des Forderungswerbers oder der Forderungswerberin, im vorangegangenen Jahr
erhaltene Fordermittel. FiUr den Fall, dass ein Forderungswerber oder eine
Forderungswerberin vom Kalenderjahr abweichend bilanziert, ist der Umsatz im
Digitalbereich auf Grundlage des bilanzierten Wirtschaftsjahres der dem
Forderansuchen vorangegangenen Bilanzperiode heranzuziehen. Als
Bemessungsgrundlage bei Volksgruppenzeitungen dienen ausschlieRlich die Anzahl
der jeweiligen Abonnenten und Abonnentinnen. Die jeweiligen Kennzahlen je
Forderungswerber oder Forderungswerberin werden mit den Kennzahlen der Gbrigen
Forderungswerber oder Forderungswerberinnen in Verhaltnis gesetzt.

(12)  Die Férderhohe in der Kategorie ,Allgemeine Anreizférderung” bemisst sich zu
40 % nach der Gesamtauflage addiert mit der Gesamtreichweite hochgerechnet auf
ein Kalenderjahr. Fir die Ermittlung der verbreiteten Gesamtauflage wird die
durchschnittlich verbreitete Auflage exklusive ePaper je Ausgabe mit der Anzahl der
jahrlichen Nummern (das ist die Erscheinungshaufigkeit der Zeitung pro Jahr)
multipliziert. Fir die Ermittlung der Gesamtreichweite wird die durchschnittliche
Reichweite (in absoluten Zahlen) je Ausgabe mit der Anzahl der jahrlichen Nummern
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multipliziert Die so je Forderungswerber oder Forderungswerberin ermittelten
Berechnungswerte werden zueinander in Verhaltnis gesetzt und ergeben im ersten
Schritt den Forderanteil je Forderungswerber oder Forderungswerberin an den zur
Verflgung stehenden Mitteln. Der Anteil je Forderungswerber oder
Forderungswerberin darf EUR 500.000, - nicht Ubersteigen (Forderdeckel). Der Wert
der je Forderungswerber oder Férderungswerberin EUR 500.000, - Ubersteigt, wird
den Ubrigen Forderungswerbern oder Forderungswerberinnen in einem zweiten
Berechnungsschritt im Verhéltnis ihres Forderanteils unter Herausrechnung des
Anteils der gedeckelten Forderungswerber oder Forderungswerberinnen zugerechnet
und erhoht ihren Forderanteil des ersten Schritts entsprechend. Zur Erhebung der
Druckauflagen werden die jihrlich verlautbarten Zahlen der Osterreichischen
Auflagenkontrolle herangezogen. Sofern einzelne Tages- oder Wochenzeitungen darin
nicht gelistet sind, ist die Auflage vom Forderungswerber oder von der
Forderungswerberin mittels Bestdtigung eines unabhadngigen Wirtschaftstreuhanders
oder einer unabhdngigen Wirtschaftstreuhanderin nachzuweisen. Die Reichweiten
ergeben sich aus den Ergebnissen der Media-Analyse und sind in Form absoluter
Zahlen zu beriicksichtigen. Fur den Fall, dass einzelne Tages- oder Wochenzeitungen
in der Media-Analyse nicht gelistet sind, wird ein Reichweitenfaktor von 1
angenommen (das heilt Auflage = Reichweite), sofern der Férderungswerber oder die
Forderungswerberin die Reichweite nicht auf andere Art glaubhaft machen kann.

(13)  Die Forderhohe in der Kategorie ,Allgemeine Anreizférderung” bemisst sich zu
10 % nach der Zahl der — beim Férderungswerber oder bei der Férderungswerberin
als Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen im Sinne des § 4 Abs. 2 und Abs. 4 ASVG
Uberwiegend redaktionell oder technisch-redaktionell tdtigen Personen im Sinne von
Vollzeitdquivalenten. Zu diesen Personen zdhlen solche Personen, welche nach dem
,Kollektivvertrag fiir die bei dsterreichischen Tages- und Wochenzeitungen und deren
Nebenausgaben sowie redaktionellen digitalen Angeboten angestellten Redakteure,
Redakteursaspiranten und Dienstnehmer des technisch-redaktionellen Dienstes” oder
vergleichbaren Kollektivvertragen beschéftigt sind und/oder solche Personen, deren
monatlicher Bezug die Tarifgehdlter laut aktuellster Tariftabelle des zitierten
Kollektivvertrags nicht unterschreiten oder deren Gehalter sonst markttblich sind. Die
Richtlinienkonformitdt der damit verbundenen Gehdlter und damit die
Anrechenbarkeit der entsprechenden Anzahl an angestellten Personen ist mittels
Bestatigung eines unabhangigen Wirtschaftstreuhdnders oder einer unabhangigen
Wirtschaftstreuhanderin nachzuweisen oder anderwartig hinreichend glaubhaft zu
machen. Die anzuerkennende Anzahl an entsprechenden Dienstnehmer und
Dienstnehmerinnen ist je Forderungswerber oder Forderungswerberin mit der
durchschnittlichen angestellten Personenanzahl aller Forderungswerber und
Forderungswerberinnen begrenzt (Personaldeckel). Die so ermittelte Zahl wird mit
der, den Personaldeckel berlcksichtigenden, Gesamtzahl der bei allen
Forderungswerbern oder Forderungswerberinnen angestellten Personen (in
Vollzeitdquivalenten) in Verhaltnis gesetzt und ergibt den Anteil je Forderungswerber
oder Foérderungswerberin an den nach diesem Ansatz zur Verfligung stehenden
Fordermitteln.

(14)  Die Férderhohe in der Kategorie ,Allgemeine Anreizférderung” bemisst sich zu
50 % nach den Umsatzen des Forderungswerbers oder der Férderungswerberin im
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Digitalbereich, ausgenommen kommerzieller Kommunikation, im abgelaufenen
Kalenderjahr, wobei sich die Férderhdhe aufgrund des Verhaltnisses der Umséatze der
einzelnen Forderungswerber oder Forderungswerberinnen zueinander errechnet. Die
entsprechenden Umsatze aller Férderungswerber oder Forderungswerberinnen mit
dem Vertrieb von digitalen redaktionellen Inhalten werden dabei in ein
prozentmaliges Verhaltnis gesetzt. Der Prozentwert je Forderungswerber oder
Forderungswerberin stellt den Anteil an den nach diesem Absatz zur Verflgung
stehenden  Fordermitteln dar. Der Anteil je Forderungswerber oder
Forderungswerberin darf EUR 500.000, - nicht Gbersteigen (Férderdeckel). Der Wert
der je Forderungswerber oder Forderungswerberin EUR 500.000, - Ubersteigt, wird
den Ubrigen Forderungswerbern oder Forderungswerberinnen im Verhaltnis ihres
Forderanteils, unter Herausrechnung des Anteils der gedeckelten Forderungswerber
oder Forderungswerberinnen zugerechnet und erhéht ihren Forderanteil
entsprechend. Sofern der Nachweis des digitalen Umsatzes nicht schon durch Vorlage
des aktuellsten Jahresabschlusses gelingt, ist dieser Umsatz mittels Bestatigung eines
unabhangigen Wirtschaftstreuhanders oder einer unabhangigen
Wirtschaftstreuhdnderin nachzuweisen. Werden digitale Umsdtze im Sinne dieses
Absatzes in einem mit dem Forderungswerber oder der Férderungswerberin im Sinne
des § 244 Unternehmensgesetzbuch — UGB, dRGBI. S 219/1897, verbundenen
Unternehmen erwirtschaftet, sind diese Umsdtze dem Foérderungswerber oder der
Forderungswerberin flr die Berechnung der Anreizférderung zuzurechnen.

(15)  Zur  Ermittlung der Fordersumme je  Forderungswerber  oder
Forderungswerberin  aus der ,Allgemeinen Anreizférderung® werden die
Forderanteile (in EUR) je Forderungswerber oder Forderungswerberin aus den
vorstehenden Berechnungsregeln addiert, wobei die im dem Forderansuchen
vorangegangenem Kalenderjahr je Exemplar erhaltenen Forderungen nach dem
PresseFG 2004 sowie allfalliger zur Abfederung der wirtschaftlichen Auswirkungen der
COVID-19 Krisensituation und zur Unterstlitzung der Medien erlassenen Hilfspakete
oder sonstiger vergleichbarer Sonderférderungen zu berlcksichtigen sind: Zu diesen
zahlen jedenfalls Forderungen nach dem PresseFG 2004 sowie erhaltene Mitteln und
Vorteile aus den COVID-19 Hilfspaketen (BGBI. | Nr. 24/2020; BGBI. | Nr. 60/2020;
BGBI. | Nr. 82/2020). Fur die Berechnung der je Forderjahr zu gewéhrenden
Anreizforderung werden die fir das betreffende Foérderjahr zu berlcksichtigenden
Forderungen geteilt durch die Gesamtauflage, deren Berechnung wie in Abs. 11
erfolgt. Die je Exemplar erhaltenen Forderungen pro Forderungswerber oder
Forderungswerberin werden sodann zueinander in ein Verhaltnis gesetzt und ergeben
fUr jeden Forderungswerber oder jede Férderungswerberin einen Prozentwert. Dieser
Prozentwert wird mit dem Quotienten aus der Gesamtsumme aller anzurechnenden
Forderungen geteilt durch die Gesamtfordersumme der ,Allgemeinen
Anreizforderung” multipliziert und jeweils von 100 % abgezogen. Fir den Fall, dass der
Quotient aus der Gesamtsumme aller anzurechnenden Férderungen kleiner eins ist,
wird jedenfalls ein Quotient von eins angenommen. Der so je Forderungswerber oder
Forderungswerberin ermittelte Wert (100 minus X) wird mit der jeweiligen Summe der
Forderanteile (in EUR) nach den vorstehenden Berechnungsregeln multipliziert. Die so
je Forderungswerber oder Forderungswerberin ermittelten Berechnungswerte
werden wiederum zueinander in Verhaltnis gesetzt und ergeben den prozentmafigen
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Forderanteil je  Forderungswerber oder  Forderungswerberin  an  der
Gesamtfordersumme der ,Allgemeinen Anreizférderung.

(16)  Fur den Fall, dass in Folgeperioden gewéahrte Sonderforderungen mit den in
Abs. 14 angefihrten Hilfspaketen hinsichtlich der Kriterien inhaltlich vergleichbar sind,
bestimmt sich die Bemessung nach Abs. 15.

(17)  Die Forderhohe in der Kategorie , Anreizforderung Volksgruppenzeitungen”
bemisst sich nach der durchschnittlichen Abonnentenzahl in dem der Forderung
vorangegangenem Kalenderjahr, wobei sich die Forderhohe aufgrund des
Verhéltnisses der einzelnen Foérderungswerber oder Fdrderungswerberinnen
zueinander errechnet. Die Abonnentenzahl ist vom Forderungswerber oder von der
Forderungswerberin mittels Bestatigung eines unabhadngigen Wirtschaftstreuhdnders
oder einer unabhdngigen Wirtschaftstreuhdnderin nachzuweisen oder anderwartig
hinreichend glaubhaft zu machen.

3. Abschnitt
Verfahren

12 Zeitpunkt des Ansuchens und Forderzeitraum

(1) Der Termin flr die Einreichung von Ansuchen um Gewahrung einer Forderung
wird auf der Website der RTR-GmbH rechtzeitig bekannt gemacht.

(2) Werden die Fordermittel nicht zur Ganze ausgeschopft, kann die RTR-GmbH
einen weiteren Termin zur Einbringung von Férderansuchen festsetzen. Sdmtliche
Termine samt den damit verbundenen Fristen sind rechtzeitig auf der Website der
RTR-GmbH bekanntgegeben.

(3) Die Laufzeit von Forderprojekten (Forderzeitraum) betragt grundséatzlich 12
Monate.
(4) Eine langere Laufzeit von Forderprojekten (von bis zu 24 Monaten) ist im

Einzelfall zuldssig, die Erforderlichkeit der langeren Laufzeit ist aber im
Forderansuchen gesondert zu begriinden.

13 Stellung eines Ansuchens

(1) Forderansuchen sind ausschlieflich online Uber die im eRTR-Portal der RTR-
GmbH zur Verfligung gestellten Formulare nach MaRgabe der Nutzungsbedingungen
zu erstellen, samtliche erforderliche Angaben auszufillen und Erkldrungen
abzugeben. Informationen flr die erstmalige Registrierung sind unter
https://www.rtr.at/de/rtr/erstanmeldung veroffentlicht.

(2) Das vollstandig ausgefillte Ansuchen ist von einem fir den Férderungswerber
oder flur die Forderungswerberin zeichnungsberechtigten Person mit einer

Seite 17


https://www.rtr.at/de/rtr/erstanmeldung

qualifizierten elektronischen Signatur gemal § 3 Abs. 2 SVG, BGBI. | Nr. 50/2016 idF
BGBI. | Nr. 27/2019, iVm Art. 3 Z 12 elDAS-VO Verordnung (EU) Nr. 910/2014 Gber
elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste flr elektronische Transaktionen
im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG, ABI. Nr. L 257 vom
28.08.2014, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 23 vom 29.01.2015) zu
versehen.

(3) Ein Ansuchen gilt nur dann als rechtzeitig eingebracht, wenn es spatestens
zum Fordertermin bis 23:59 Uhr Uber das Online-Portal und mit qualifizierter
elektronischer Signatur eingebracht wurde.

14 Gemeinsame Forderprojekte

(1) Projekte, die von mehreren, zur Stellung eines Férderansuchens berechtigten
Unternehmen gemeinsam realisiert werden sollen, sind zu einem Ansuchen um
Gewsdhrung einer Forderung zusammenzufassen und von allen teilnehmenden
Unternehmen gemeinsam einzubringen sowie elektronisch zu signieren.

(2) Abweichend von Abs. 1 kann bei einem gemeinsamen Projekt ein
federfihrendes Projektunternehmen bestimmt werden, welches rechtsglltige
Handlungen gegeniber der Forderstelle setzen kann.

(3) Bei gemeinsamen Forderprojekten st jedenfalls der prozentuelle
Aufteilungsschlissel innerhalb des Projektteams offenzulegen.

(4) Forderungen fir gemeinsame Projekte sind unter Heranziehung des Anteils
der Beteiligung des jeweiligen Unternehmens am Projekt (Abs. 3) im damit
korrelierenden Verhaltnis auf die absolute Fordergrenzen gemaR Pkt. 11 Abs. 2 und 3
anzurechnen.

15 Inhalt eines Forderansuchens

(1) Die in den Formularen geforderten Unterlagen sind in deutscher Sprache
beizufliigen. Alle Unterlagen verbleiben bis zum Ablauf der geltenden gesetzlichen
Aufbewahrungsfristen bei der RTR-GmbH.

(2) Ein Forderansuchen hat insbesondere folgende Nachweise und Unterlagen zu
enthalten, wobei die RTR-GmbH bis zur Genehmigung der Endabrechnung und des
Endberichts erganzende Unterlagen und Informationen einholen darf:

1. Angaben zum Forderungswerber oder zur Forderungswerberin, samt aktuellem
Firmenbuchauszug;

2. Ein vollstdndiges Organigramm, welches einen etwaigen Unternehmensverbund
(im Sinne von § 244 UGB) komplett abbildet;

3. Erklarung, dass eine einjahrige tatsachliche sowie regelmaRige Geschaftstatigkeit
und eine positive Fortbestandsprognose des Unternehmens vorliegt (dies
aufgrund realistischer Einschatzungen);
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13.

14.
15.
16.
17.
18.

19.
20.
21.
22.

Bestatigung eines/einer unabhangigen Wirtschaftstreuhanders/
Wirtschaftstreuhanderin, dass es sich um kein Unternehmen in Schwierigkeiten
im Sinne des Art. 2 Z 18 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO)
der EU (VO (EU) Nr. 651/2014 vom 17.06.2014) handelt, inklusive Formblatt.

FUr Gesellschaftsformen, die nicht nach dem Formblatt zu beurteilen sind, ist eine
adaquate und unterschriebene Bestatigung eines/einer
Steuerberaters/Steuerberaterin bzw. Wirtschaftstreuhanders/
Wirtschaftstreuhdanderin beizulegen, aus der hervorgeht, dass es sich zum
Stichtag des Jahresabschlusses um kein Unternehmen in Schwierigkeiten handelt.
Die AGVO-Bestdtigung hat sich auf den Jahresabschluss des letzten
Geschéftsjahres zu beziehen;

Nachweis der regelmaligen Erflllung von Abgaben- und
Sozialversicherungspflichten;

Registerauszug der Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft;

die zur Berechnung der Anreizférderung notwendigen Unterlagen;
Aussagekraftige Projektbeschreibung;

Angaben zum Projektzeitraum;

Digitalisierungsprojektbericht bei Ansuchen um Anreizférderung;

. Kalkulation der Kosten des zu férdernden Projekts;
. Finanzierungsplan Uber die Projektlaufzeit, welcher ausweist, mit welchen

Mitteln das zu fordernde Projekt finanziert wird;

Jahresabschluss des letzten Geschéftsjahres inklusive G+V, Lagebericht und
Bestdtigung des Wirtschaftstreuhanders;

Investitionsplan und AfA-Plan;

Gegebenenfalls Forschungs- und Entwicklungsquote;

Angebote flr eingereichte Kostenteile;

Gegebenenfalls Barrierefreiheit-Bericht iSd § 30b Abs. 3 AMD-G;

Bestatigung der Entlohnung nach Kollektivvertrag oder sonst marktibliche
Bezahlung fur hauptberuflich tatige Journalisten und Journalistinnen;

Aktuelles Redaktionsstatut bzw. Selbstbindungserklarung (siehe Abs. 3);
Bestatigung zu den ,,Grundséatzen fir die publizistische Arbeit” (siehe Abs. 3);
Kl-Leitlinie bei redaktionellem Einsatz (siehe Abs. 3);

Wenn Foren bzw. Kommentarbereiche vorhanden sind, ein geeigneter Nachweis
zur Moderation dieser (siehe Abs. 3).

Ausfiihrung zu einzelnen in Abs. 2 aufgezahlten Nachweisen:

Aktuelles Redaktionsstatut gemdl § 5 MedienG oder vergleichbare
Selbstbindungserklarungen des Medieninhabers oder der Medieninhaberin. Das
Redaktionsstatut/die Selbstbindungserklarung muss jedenfalls die redaktionelle
Unabhédngigkeit und die journalistische Freiheit sowie die Zusammenarbeit in
publizistischen Angelegenheiten regeln, also insbesondere Zustandigkeiten,
Mitwirkungsrechte und Entscheidungsprozesse der Redaktion im redaktionellen
Alltag. Das Redaktionsstatut/die Selbstbindungserklarung muss innerhalb des
gesamten Forderungszeitraums  glltig  sein.  So  innerhalb  des
Forderungszeitraums ein neues Redaktionsstatut/eine neue
Selbstbindungserklarung beschlossen wird, ist diese/s der RTR-GmbH zu
Ubermitteln. Diese Beilage ist durch die unterschriebene datierte Vereinbarung,
ein unterschriebenes datiertes Protokoll oder Ahnliches zu belegen.
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2. Forderungswerber bzw. Forderungswerberinnen der Branche Print haben zu
bestitigen, dass sie, in Anlehnung an den Ehrencodex des Osterreichischen
Presserats, die ,Grundsatze flr die publizistische Arbeit” respektieren.

3. Kl-Leitlinie bei redaktionellem Einsatz von KI, ausgenommen ist die
Nachweiserbringung bei Einsatz von Kl fiir reine Recherchetatigkeit.

Die Kl-Leitlinie hat im Rahmen der Anforderungen des Art. 4 und Art. 50 Abs. 2
und Art. 50 Abs. 4 EU Al-Act zumindest folgendes zu beinhalten:

e ein redaktionelles Konzept zur Vermittlung von Medien-, KI- und
Digitalkompetenz;

e Regelungen zur Integration ethischer Anforderungen im Umgang mit Kl-
Systemen (z.B. Transparenz, Fairness, Vermeidung algorithmischer
Diskriminierung);

e Regelungen zur redaktionellen Auseinandersetzung mit der
Funktionsweise von Medien- und Informationssystemen.

So keine eigene Kl-Leitlinie erstellt wurde, ist der Nachweis der Selbstbindung an
eine anerkannte Branchen-Kl-Leitlinie mittels Beilage des betreffenden
Dokuments samt Unterwerfungserklarung zu erbringen.

4. Ein geeigneter Nachweis, dass Foren bzw. Kommentarbereiche moderiert
werden, insbesondere hinsichtlich ,Hate speech”, diskriminierende Sprache,
Dehumanisierung, Aufhetzung, etc., wenn ein Forum oder eine
Kommentarfunktion im Online-Auftritt des Mediums/des Mediumtitels
implementiert wurde.

16 Verbesserungsauftrage und Erganzungen

Die RTR-GmbH kann den Férderungswerber oder die Foérderungswerberin im Zuge der
Prifung von Forderansuchen zur Verbesserung der Angaben binnen einer
angemessenen Frist auffordern. Aufgrund wichtiger Umstdande kann diese Frist Uber
begrindetes Ersuchen des Forderungswerbers oder der Forderungswerberin einmalig
erstreckt werden. Kommt der Férderungswerber oder die Férderungswerberin der
Aufforderung nicht nach, kann dem Forderansuchen nicht entsprochen werden. Die
RTR-GmbH kann zudem zu jedem Zeitpunkt erganzende Unterlagen verlangen.

17 Forderentscheidung

(1) Die RTR-GmbH entscheidet Uber vollstandige und rechtzeitig eingebrachte
Forderansuchen nach Stellungnahme des Fachbeirats, fir dessen Mitglieder die RTR-
GmbH eine Vermogensschaden-Haftpflichtversicherung abschlieRt, grundsatzlich
innerhalb von sechs Monaten nach Ende des Fordertermins. Von der
Forderentscheidung wird jeder Forderungswerber oder jede Forderungswerberin
schriftlich informiert. Bei Entscheidungsreife eines Forderansuchens oder wenn von
einer Aufforderung zur Ergdnzung keine wesentlichen Umstdnde zu erwarten sind,
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welche eine andere Entscheidung herbeifiihren kénnten, kann die RTR-GmbH ein
Forderansuchen genehmigen oder ablehnen.

(2) Auch fur den Fall, dass dem Foérderungswerber oder der Férderungswerberin,
aus welchem Grund immer, keine Férdermittel zuerkannt oder einmal gewédhrte
Fordermittel widerrufen werden, bleiben die Unterlagen in der Verfigungsgewalt der
RTR-GmbH. Die RTR-GmbH wird die Unterlagen langstens bis zur Beendigung der
Vertragsbeziehung zum Forderungswerber oder zur Forderungswerberin oder bis zum
Ablauf der fir die RTR-GmbH geltenden gesetzlichen Aufbewahrungsfristen sowie
dariber hinaus bis zur Beendigung von allfdlligen Rechtsstreitigkeiten, bei denen die
Unterlagen als Beweis benotigt werden, aufbewahren.

(3) Sdmtliche Benachrichtigungen und Erkldrungen im Zusammenhang mit der
Forderzusage und dem Fordervertrag werden dem Forderungswerber oder der
Forderungswerberin von der RTR-GmbH elektronisch zugestellt. Nur in dem Fall, dass
die Zustellung auf dem elektronischen Ubermittlungsweg nicht moglich ist, wird eine
andere rechtsverbindliche Zustellungsart gewahlt.

(4) Beginnt der Forderungswerber oder die Fdrderungswerberin mit der
Durchfihrung des zu fordernden Vorhabens schon vor Wirksamwerden des
Fordervertrags, erfolgt dies auf sein oder ihr alleiniges Risiko.

18 Vertragsabschluss

(1) Ein Vertragsabschluss kann ausschlieRlich mit jenen Forderungswerbern oder
Forderungswerberinnen erfolgen, deren Forderansuchen bewilligt wurde.

(2) Der Fordervertrag kommt mit Zustellung der Férderzusage zustande, wenn der
Forderungswerber oder die Férderungswerberin nicht binnen 14 Tagen ab Zustellung
der Forderzusage schriftlich widerspricht.

(3) Diese Forderzusage enthédlt den Durchfihrungszeitraum, die Hohe der
zugesprochenen Forderung sowie allfallige, vom Forderansuchen abweichende oder
zusatzliche Auflagen und Bedingungen.

(4) Der Fordervertrag und samtliche Erganzungen bedurfen der Schriftform. Dies
gilt auch fur nachtrégliche Ergdnzungen des Fordervertrags.

(5) Wenn nachtraglich besondere Umstinde eine Anderung der vereinbarten
Bedingungen und Auflagen erfordern, kann die RTR-GmbH jederzeit neue oder
zusatzliche Bedingungen und Auflagen vorsehen; hierlber sind mit dem
Forderungswerber oder der Forderungswerberin  entsprechende schriftliche
Zusatzvereinbarungen zu treffen.

4. Abschnitt
Vertragsmodalitaten

Seite 21



19 Vertragsgrundlage

(1) Folgende Teile werden dem Vertrag zu Grunde gelegt:

a) die einschlagigen bundesgesetzlichen Bestimmungen

b) die gegenstandlichen Forderrichtlinien

c) das Forderansuchen samt Beilagen, Aufzeichnungen oder Kopien des
Forderprojekts, dem Schriftverkehr (allfalligen Mangelbehebungen und
Nachreichungen) = Férdervertrag

d) die Férderentscheidung

(2) Bei Widerspriichen zwischen einzelnen Vertragsbestandteilen gilt fir die
Auslegung folgende Reihenfolge:

a) die Forderentscheidung

b) der Fordervertrag

c) die gegenstandlichen Forderrichtlinien

d) die einschlagigen bundesgesetzlichen Bestimmungen

20 Verwendung der Mittel, Verpfandungs- und
Abtretungsverbot

(1) Die Fordermittel dirfen nur zur Deckung der durch das geforderte Vorhaben
verursachten Kosten nach Maligabe des Fordervertrags verwendet werden.

(2) Der Forderungswerber oder die Forderungswerberin hat die gewahrte
Forderung widmungsgemaR, unter Beachtung der Grundsadtze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRigkeit, zu verwenden. Die Fordermittel sind mit der
Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers oder einer ordentlichen Unternehmerin
und nach den Grundsatzen ordnungsmaRiger Buchfihrung zu verwalten.

(3) Die Fordermittel dirfen nicht zur Bildung von Ricklagen oder Rickstellungen
nach dem Einkommensteuergesetz BGBI. Nr. 400/1988 idF BGBI. | 13/2024 oder dem
Unternehmensgesetzbuch dRGBI. S 219/1897 idF BGBI. | 187/2023 verwendet
werden.

(4) Der Forderungswerber oder die Forderungswerberin hat zum Nachweis
gesonderte, sich auf alle Einnahmen und Ausgaben des geférderten Vorhabens
erstreckende Aufzeichnungen zu fihren und diese Aufzeichnungen zehn Jahre ab dem
Ende des Jahres der Auszahlung aufzubewahren sowie die damit
zusammenhadngenden Originalbelege und Zahlungsnachweise anzuschlieRen. Der
Forderungswerber oder die Forderungswerberin wird diese Aufzeichnungen
wahrheitsgemal3, vollstdndig nachvollziehbar und Uberprifbar flihren.

(5) Der Forderungswerber oder die Forderungswerberin verpflichtet sich, Gber
zugesagte Fordermittel weder durch Abtretung, Anweisung oder Verpfandung noch
auf eine andere Weise zu verfligen. Zugesagte Fordermittel kdnnen von Dritten nicht
in Exekution gezogen werden.
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5. Abschnitt
Auszahlungsmodus

21 Auszahlung

(1) Die Anreizférderung ist grundsatzlich bis spatestens 8 Wochen nach
Zuerkennung auf das vom Forderungswerber oder von der Forderungswerberin
namhaft gemachte Konto zur Auszahlung zu bringen.

(2) Im Rahmen der Projektforderung kann auf Ansuchen des Forderungswebers
oder der Forderungswerberin eine Vorauszahlung in Héhe von 50 % der zuerkannten
Forderung bei Vertragsabschluss zur Auszahlung gelangen.

(3) In besonders bericksichtigungswirdigen Fallen kdnnen hinsichtlich des
Zeitpunktes und Hohe der Auszahlung einzelner Teilbetrdge auch abweichende
vertragliche Vereinbarungen getroffen werden, wobei die berlcksichtigungswirdigen
Umstande vom Forderungswerber oder der Forderungswerberin glaubhaft zu machen
sind.

22 Einstellung der Tatigkeit

Flr den Fall, dass ein Forderungswerber oder eine Forderungswerberin zum Zeitpunkt
der beabsichtigten Auszahlung eines Teilbetrages keine Tatigkeit mehr entfaltet, fir
die um eine Férderung angesucht wurde oder keine Medieninhalte mehr bereitstellt,
ist von einer Auszahlung abzusehen. Der einbehaltene Betrag ist der Ricklage nach
Pkt. 6 Abs. 8 zuzufihren.

Fordermittel, die bis zum Zeitpunkt der Einstellung der Tatigkeit nicht verbraucht
wurden, werden nach schriftlicher Aufforderung durch die RTR-GmbH ganz oder
teilweise zurlickgefordert, dieser Betrag ist der Riicklage nach Pkt. 6 Abs. 8 zuzufihren.

6. Abschnitt
Berichtslegung, Abrechnung, Endpriifung

23 Endbericht

(1) Forderungswerber oder Forderungswerberinnen haben Uber die
widmungsgemale Verwendung der Fordermittel genaue Aufzeichnungen zu fihren
und diese der RTR-GmbH binnen vier Monate nach Ende des Férderzeitraums mittels
des zur Verfigung gestellten Endberichtformulars zu Ubermitteln. Nicht
widmungsgemal verwendete Mittel sind zurtckzuzahlen.
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(2) Erfolgt die Ubermittlung der Unterlagen nicht binnen der Frist nach Abs. 1,
kann die RTR-GmbH die gesamte Forderung — nach vorheriger schriftlicher
Aufforderung an den Forderungswerber oder an die Forderungswerberin zur
Nachreichung der Unterlagen — zuriickfordern. Solange der Endkostenstand und die
fur die Endkostenkontrolle erforderlichen Unterlagen nach Ablauf der o.a. Frist nicht
vorgelegt wurden, ist die Gewahrung eines neuen Férderansuchens des betroffenen
Forderungswerbers oder der betroffenen Férderungswerberin oder eines mit dem
Forderungswerber oder der Forderungswerberin verbundenen Unternehmens nicht
moglich.

(3) Im Fall einer gewahrten Anreizforderung ist der Digitalisierungsprojektbericht
um den Fortschritt der Digitalisierung erganzt einzureichen. Die widmungsgemalie
und zweckgebundene Verwendung der Mittel in Verfolgung der Forderziele gemaR §§
33c bis 33e KOG kann auch durch die Erkldrung eines Wirtschaftstreuhanders oder
einer Wirtschaftstreuhanderin bestatigt werden

(4) Bei Einreichung eines nicht vollstandig ausgefillten Endabrechnungsformulars
ist dieses auf Aufforderung der RTR-GmbH binnen der von ihr gesetzten Frist in
vervollstandigter Form nachzureichen. Wird das Endabrechnungsformular nicht
innerhalb der gesetzten Frist vollstandig nachgereicht, gilt die Endabrechnung als nicht
erbracht und ist eine bereits erfolgte Vorauszahlung zurlickzuzahlen.

(5) Der Endkostenstand muss entsprechend den im Ansuchen oder im Fall von
Abweichungen entsprechend der im Fordervertrag aufgestellten forderbaren Kosten
gegliedert sein. Ein Vergleich der kalkulierten und der tatsachlichen Kosten muss
moglich sein. Abweichungen zwischen Plankosten und Istkosten missen begriindet
werden (Abweichungsanalyse) und sind nur im Ausmal von 10 % der Gesamtkosten
zulassig. Die Aufwendungen in Osterreich missen ebenfalls entsprechend der
forderbaren Kosten im Ansuchen gegliedert sein. Der Forderungswerber oder die
Forderungswerberin  hat jedenfalls die der Forderung zu Grunde gelegte
Bemessungsgrundlage nachzuweisen.

(6) Die Endkostenabrechnung besteht aus dem Endkostenstand, Belegen
(insbesondere Rechnungen, Zahlungsnachweise und Jahreslohnkonten) und einer
Rechnungs- und Zahlungsnachweisibersicht. Bei Investitionen ist das Anlagebuchblatt
vorzulegen, aus welchem der Anschaffungszeitpunkt, die Abschreibungsbetrage und
die Nutzungsdauer hervorgeht. Zusatzlich kdnnen auch Saldenlisten, Kontoblatter
oder Einzelbuchungsnachweise als Nachweis fiir die Erfassung in den Blchern der
Gesellschaft angefordert werden. Zahlungsbelege muissen einen eindeutig
nachvollziehbaren Verwendungszweck aufweisen. Die Rechnungen oder
Honorarnoten sind mit einem eindeutigen - die tatsdchliche Bezahlung bestatigenden
- Zahlungsnachweis einzureichen.

Der Zahlungsnachweis, dass samtliche auf das jeweilige Forderprojekt bezogenen
Personalkosten auch tatsachlich Uberwiesen worden sind, kann auch durch
Bestatigung eines Wirtschaftstreuhdnders oder einer Wirtschaftstreuhdnderin
erfolgen.
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(7) Die auf der Website der RTR-GmbH oder im eRTR abrufbare Erklarung Gber die
Vollstandigkeit und Richtigkeit der Unterlagen und der Endkostenabrechnung ist vom
Forderungswerber oder von der Forderungswerberin der Endkostenabrechnung
unterschriftlich beizulegen.

(8) Nachweise fir die regelméaRige und vollstdndige Leistung von Abgaben- und
Steuerverpflichtungen (Rickstandsbescheinigung gem. § 229a BAO) sowie Nachweise
der laufenden Beitragsleistungen zur Sozialversicherung kénnen zusatzlich
angefordert werden.

(9) Im Fall von Aus- und WeiterbildungsmaRnahmen sind im Zuge der
Endabrechnung entsprechende Teilnahmebestatigungen zu Gbermitteln.

(10)  Hinsichtlich der eingereichten Kosten ist eine Detaillbersicht zu erstellen und
die Rechnungen und Honorarnoten sind den verschiedenen Kostenarten zuzuordnen.
Der Rechnungsaussteller oder die Rechnungsausstellerin hat die Leistungen auf der
Rechnung oder in einem beigeschlossenen Anhang aufzuschliisseln, sodass sich jede
Leistung einem Projekt zuordnen lasst.

Ausstellungsdatum, Leistungszeitraum und Umfang muissen aus der Rechnung
eindeutig hervorgehen. In den Rechnungen und Honorarnoten ist die verrechnete
Umsatzsteuer extra auszuweisen oder es hat die Rechnung eine Erklarung hinsichtlich
der Verrechnung der Umsatzsteuer zu enthalten. Die Belege missen auf den
Forderungswerber oder die Forderungswerberin lauten oder es muss eine
Weiterverrechnung der nicht auf den Férderungswerber oder die Férderungswerberin
lautenden Belege an denselben sowie der zugrundeliegende Zahlungsnachweis an das
leistende Unternehmen beigegeben werden. Die Belege sind in Kopie beizugeben.

(11)  Bei zugekauften Leistungen von mit dem Forderungswerber oder der
Forderungswerberin im Sinne von § 244 UGB verbundenen Unternehmen kdnnen nur
die tatsachlich angefallenen und nachweislich bezahlten Kosten anerkannt werden.
Die diesen Kosten zugrundeliegende vertragliche Vereinbarung zwischen dem
Forderungswerber oder der Forderungswerberin  und dem verbundenen
Unternehmen ist — soweit diese nicht schon bei der Erstellung des Ansuchens
vorgelegt wurde — der Endkostenabrechnung beizulegen. Kann keine gesonderte
Vereinbarung vorgelegt werden, so ist jedenfalls eine Bestatigung des (Konzern-)
Abschlussprifers oder der Abschlusspriferin  vorzulegen, dass ausschlieflich
tatsdchlich bezahlte Kosten in der Endabrechnung berlcksichtigt wurden. Alternativ
kann eine Bestdtigung durch einen Wirtschaftstreuhdnder oder eine
Wirtschaftstreuhdnderin der Endkostenabrechnung beigelegt werden.

(12)  Barauszahlungen, welche nicht in der ordnungsgeméafen Buchfiihrung
entsprechend den Mindeststandards der jeweiligen Gesellschaftsform erfasst sind,
kdnnen nicht als Zahlungsnachweis anerkannt werden.

(13)  Fahrtkosten, welche bei der Erstellung des Ansuchens eingereicht worden
sind, kdnnen anerkannt werden, wenn diese mittels Fahrtenbuch belegt werden.
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Fahrtkosten werden maximal in der Hohe des gesetzlich festgelegten Kilometergeldes
bericksichtigt.

(14)  Sammeliiberweisungen haben zu ihrer Uberprifbarkeit die Gesamtsumme
sowie samtliche Einzelbuchungen zahlenmaRig zu enthalten. Es muss auch ersichtlich
sein, dass die Gesamtsumme vom Konto des Forderungswerbers oder der
Forderungswerberin abgegangen ist.

(15)  Erhalt der Forderungswerber oder die Forderungswerberin auch von einer
anderen Stelle eine oder mehrere Forderungen, so muss er oder sie belegen kdnnen,
dass die andere Forderung nicht die forderbaren Kosten, welche bereits durch die
nach den vorliegenden Richtlinien gewahrte Forderung geférdert werden, umfasst.

(16)  Wird der Nachweis zu den forderbaren Kosten nicht erbracht oder sind
Nachweise oder gegenliber der RTR-GmbH abgegebene Erklarungen der RTR-GmbH
widersprichlich oder nicht schlissig, konnen die davon betroffenen Kosten nicht
anerkannt werden, sodass sich die Hohe des Auszahlungsbetrags entsprechend
reduziert.

(17)  Zusatzlich ist der RTR-GmbH am Ende des Projektes ein Bericht Uber die
wesentlichen Projektergebnisse zum Zwecke der Veroffentlichung zu Gbermitteln.

24 Kosteniiberschreitungen und -unterschreitungen

(1) Wenn die tatsdchlich forderbaren Kosten, die in der Kalkulation des
Forderungswerbers oder der Forderungswerberin angesetzten Kosten Uberschreiten,
so fuhrt dies zu keiner Erhohung der Fordermittel.

(2) Unterschreiten die tatsachlich forderbaren Kosten des Vorhabens (gemald
Endkostenstand) die im Forderansuchen veranschlagten und anerkannten
forderbaren Kosten, so verringert sich die Hohe der Foérderung nur in jenem Fall, in
dem die Forderquote den vorgesehenen Prozentsatz Uberschreitet.

Sofern der Forderbetrag bereits ausgezahlt worden ist und ein Teil der Férdersumme
jedoch an die RTR-GmbH zurlickzuzahlen ist, hat der Férderungswerber oder die
Forderungswerberin die zu viel ausbezahlte Summe UGber schriftliche Aufforderung der
RTR-GmbH binnen 14 Tagen zuzlglich Zinsen ab Ende des Projektzeitraums an die
RTR-GmbH zurlickzuzahlen.

25 Einstellung und Riickforderung von Forderungen

(1) Der Forderungswerber oder die Forderungswerberin ist verpflichtet — unter
Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Anspriche — die
Forderung Gber schriftliche Aufforderung der RTR-GmbH sofort zurlickzuerstatten und
der Anspruch auf zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Férdermittel erlischt, wenn
insbesondere
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- ein VerstoR gegen § 33g KOG insoweit vorliegt, als im Fall der Anreizférderung
entweder
o Vorauszahlungen zur Ganze oder auch nur teilweise entgegen den
gesetzlichen oder in diesen Richtlinien genannten oder vertraglichen
Bedingungen verwendet werden oder
o der Pflicht zur Vorlage des Digitalisierungsprojektberichts selbst nach
einmaliger Mahnung nicht entsprochen wird;
wobei in diesen beiden Fallen jedenfalls eine Einbringung im Gerichtsweg
erfolgt und die Kosten solcher gerichtlichen Rlckforderungen vom
Forderungswerber oder von der Férderungswerberin zu tragen sind;

- eineim Gesetz, den Richtlinien oder dem Fordervertrag enthaltene allgemeine
oder besondere Fordervoraussetzung nicht erfillt worden ist;

- Organe oder Beauftragte des Bundes oder der Europaischen Union vom
Forderungswerber oder von der Forderungswerberin Uber wesentliche
Umstédnde unrichtig oder unvollstédndig unterrichtet worden sind;

- vom Forderungswerber oder von der Forderungswerberin vorgesehene
Berichte nicht erstattet, Nachweise nicht erbracht oder erforderliche
Auskilnfte nicht erteilt worden sind, sofern in diesen Fallen eine schriftliche,
entsprechend befristete und den ausdricklichen Hinweis auf die Rechtsfolge
der Nichtbefolgung enthaltende Mahnung erfolglos geblieben ist, sowie
sonstige in diesen Richtlinien vorgesehene Mitteilungen unterlassen wurden;

- der Forderungswerber oder die Forderungswerberin nicht aus eigener Initiative
unverzlglich — jedenfalls noch vor einer Kontrolle oder deren Ankiindigung —
Ereignisse meldet, welche die Durchfihrung der geférderten Leistung
verzégern oder unmoglich machen oder deren Abanderung erfordern wirde,
insbesondere wenn die ordnungsgemalie Finanzierung des Vorhabens nicht
mehr gewahrleistet ist;

- vorgesehene KontrollmalBnahmen be- oder verhindert oder die Berechtigung
zur Inanspruchnahme der Férderung innerhalb des fir die Aufbewahrung der
Unterlagen vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr Gberprifbar ist;

- die Fordermittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden sind;

- die Leistung nicht oder nicht rechtzeitig durchgefiihrt werden kann oder
durchgefihrt worden ist;

- das Abtretungs-, Anweisungs-, Verpfandungs- und sonstige Verfligungsverbot
nicht eingehalten wurde;

- Uber das Vermogen des Forderungswerbers oder der Forderungswerberin vor
ordnungsgemalRem  Abschluss  des  geférderten  Vorhabens  ein
Insolvenzverfahren eroffnet oder die Eréffnung eines Insolvenzverfahrens
mangels kostendeckenden Vermoégens abgelehnt wird und dadurch
insbesondere der Forderzweck nicht erreichbar oder nicht gesichert ist;

- die ordnungsgemale Finanzierung des Vorhabens nicht gewahrleistet wird;

- bei der Finanzierung oder Durchfihrung des Vorhabens die Grundsdtze
sparsamer Wirtschaftsfihrung verletzt worden sind oder Gefahr laufen,
verletzt zu werden;

- Fordermittel oder Teile davon von einem Gericht als rechtswidrig verwendet
erkannt wurden;

- Fordermittel zur Ganze oder teilweise irrtiimlich oder sonst entgegen den fir
diese Mittel geltenden Bestimmungen ausbezahlt wurden;
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- eine Forderung an ein Unternehmen in Schwierigkeiten iSd Art. 2 Z 18 AGVO
vergeben wurde;

- dieZulassung aufgrund von § 63 AMD-G oder § 28 PrR-G rechtskraftig entzogen
wurde, im Falle eines anzeigepflichtigen Mediendienstes gemall § 9 Abs. 1
AMD-G oder einer anzeigepflichtigen Horfunkveranstaltung gemalk § 6a
Abs. 1 der Dienst aufgrund § 63 AMD-G oder § 28 PrR-G rechtskraftig untersagt
wurde, hinsichtlich des bis zum Zeitpunkt des rechtskraftigen Entzugs der
Zulassung bzw. Untersagung des Dienstes nicht verbrauchten Teils der
Forderung;

- die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes von einem gefdrderten
Unternehmen nicht beachtet wurden;

- das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz oder das Diskriminierungsverbot
gemal § 7b BEinstG nicht bertcksichtigt wird;

- sonstige Fordervoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen, insbesondere
solche, die die Erreichung des Foérderungszwecks sichern sollen, nicht
eingehalten wurden;

- Angaben im Férderansuchen nachweislich unrichtig und/oder unvollsténdig
gemacht wurden;

- sonstige wichtigen Grinden vorliegen, die eine Aufrechterhaltung des
Vertragsverhaltnisses unzumutbar erscheinen lassen.

(2) Anstelle der in Abs. 1 vorgesehenen ganzlichen Rickforderung kann bei
einzelnen Tatbestdnden eine bloR teilweise Einstellung oder Rickzahlung der
Forderung vorgesehen werden, wenn

- die Verpflichtungen des Forderungswerbers oder der Forderungswerberin
teilbar sind und die durchgefihrte Teilleistung fiir sich allein forderwiirdig ist;

- der Forderungswerber oder die Forderungswerberin kein Verschulden am
Rickforderungsgrund tragt und

- flr die Fordergeberin die Aufrechterhaltung des Fordervertrags weiterhin
zumutbar ist.

(3) Der Rlckzahlungsbetrag wird vom Tag der Auszahlung der Férderung an mit
4% pro Jahr unter Anwendung der Zinseszinsmethode verzinst. Liegt dieser Zinssatz
unter dem von der Europaischen Union fir Rickforderungen festgelegten Zinssatz,
wird der Zinssatz der Europaischen Union herangezogen.

(4) Bei Verzug der Rickzahlung der Férderung werden Verzugszinsen in Hohe von
9,2 Prozentpunkten Uber dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab Eintritt des
Verzuges festgesetzt. Der Basiszinssatz, der am ersten Kalendertag eines Halbjahres
gilt, ist flr das jeweilige Halbjahr mafRgebend.

(5) Sofern die Leistung ohne Verschulden des Forderungswerbers oder der
Forderungswerberin nur teilweise durchgefihrt werden kann oder worden ist, kann
die Férdergeberin vom Erléschen des Anspruches und von der Riickzahlung der auf die
durchgefiihrte Teilleistung entfallenden Fordermittel Abstand nehmen, wenn die
durchgefiihrte Teilleistung fir sich allein forderungswurdig ist.
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(6) Der Forderungswerber oder die Férderungswerberin ist verpflichtet, nach
Fertigstellung und Abrechnung des geférderten Vorhabens nicht verbrauchte
Fordermittel unter Verrechnung von Zinsen in der Hohe von 2 Prozentpunkten Uber
dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab dem Tag der Auszahlung der
Forderung zurickzuzahlen. Im Fall des Verzugs kommt Abs. 4 zur Anwendung.
Ruckzahlungspflichtige, nicht verbrauchte Fordermittel liegen dann vor, wenn die
vertraglich vereinbarten Kosten unterschritten werden und die aliquot gekirzte
Fordersumme jenen Betrag unterschreitet, der den bereits zur Auszahlung gebrachten
Fordermitteln entspricht.

26 Sonstige Rechte der RTR-GmbH

(1) Die RTR-GmbH ist betreffend den Fordervertrag zur Vor-Ort-Prifung bei
Forderungswerbern oder Férderungswerberinnen berechtigt. Sie ist berechtigt, auch
Dritte mit der Vor-Ort-Priifung zu beauftragen. Weiters ist die RTR-GmbH berechtigt,
mit anderen in Betracht kommenden Forderstellen zusammenzuwirken. Die
richtlinien- und vertragskonforme Verwendung der Férdermittel kann von der RTR-
GmbH oder einem beauftragten Dritten laufend {berprift werden. Der
Forderungswerber oder die Forderungswerberin  hat die Einsicht in die
entsprechenden Schriften, Vertrage, Geschaftsblcher und Belege sowie eine
Besichtigung an Ort und Stelle zu gestatten und die erforderlichen Auskiinfte zu
erteilen. Im Rahmen einer Prifung dirfen auch Auskiinfte von Dritten, wie
beispielsweise  Behorden, Gerichten, Banken oder Vertragspartnern des
Forderungswerbers oder der Forderungswerberin eingeholt werden, soweit dies der
RTR-GmbH fir die Zwecke der Uberpriifung der Férderungsvoraussetzungen
notwendig erscheint. Der Forderungswerber oder die Forderungswerberin wird diese
Dritten diesbezlglich von allen Verschwiegenheitspflichten entbinden, sofern diese
vertraglich oder gesetzlich normiert sind (z.B. §38 Bankwesengesetz,
Datenschutzgesetz) oder wird gegebenenfalls veranlassen, dass die bei diesen Dritten
befindlichen und zu Prifungszwecken erforderlichen Unterlagen und Informationen
zur Verfligung gestellt werden.

(2) Zudem ist die RTR-GmbH berechtigt, jederzeit Informationen Gber den Verlauf
des Projekts zu verlangen. Der Fordervertrag kann je nach Dauer des geforderten
Projekts oder der Hohe der Forderung die Vorlage eines Berichts durch den
Forderungswerber oder die Forderungswerberin in regelméaRBigen Abstdnden
vorsehen.

27 Sonstige Pflichten des Forderungswerbers

(1) Der Férderungswerber oder die Forderungswerberin ist verpflichtet, der RTR-
GmbH oder den von ihr Beauftragten Einsicht in samtlichen, férderrelevanten
Schriften, Vertrage, Geschéaftsblicher und Belege zu gewahren und die erforderlichen
Auskinfte auf deren Verlangen vorzulegen und ihnen die erforderlichen Auskinfte zu
erteilen.
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(2) Der Forderungswerber oder die Férderungswerberin hat das Vorhaben gemald
dem vereinbarten Terminplan durchzufihren und alle Ereignisse, welche die
Durchfihrung des geférderten Vorhabens verzdgern oder unmaoglich machen oder
eine Abanderung gegenlber dem vereinbarten Forderzweck, den Auflagen oder
Bedingungen bedeuten wirden, der RTR-GmbH unverziglich schriftlich anzuzeigen.

(3) Der Forderungswerber oder die Forderungswerberin hat
gesellschaftsrechtliche Veranderungen unverzlglich der RTR-GmbH schriftlich
anzuzeigen.

(4) Alle Bicher und Belege sind zehn Jahre ab dem Ende des Jahres der
Auszahlung der gesamten Forderung, mindestens jedoch ab der Durchfihrung der
Leistung, sicher und geordnet aufzubewahren; sofern unionsrechtlich
darlberhinausgehende Fristen gelten, kommen diese zur Anwendung. Zur
Aufbewahrung kdnnen grundsétzlich auch geeignete Bild- und Datentrager verwendet
werden, wenn die vollstandige, geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und
Uberprifbare Wiedergabe bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit
gewadhrleistet ist.

7. Abschnitt
Datenschutz

28 Datenverwendung

(1) Dem Forderungswerber oder der Foérderungswerberin ist sowohl im
Forderansuchen als auch im Férdervertrag zur Kenntnis zu bringen, dass die RTR-
GmbH berechtigt ist,

- die im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages
anfallenden personenbezogenen Daten, deren Verwendung fir die
Wahrnehmung der RTR-GmbH (bertragenen Aufgabe, die im offentlichen
Interesse liegt (Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO), zur Erfillung einer rechtlichen
Verpflichtung (Art. 6 Abs. 1 lit. ¢ DSGVQ), fur Zwecke des Abschlusses und der
Abwicklung des Vertrages (Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO) oder sonst zur Wahrung
der berechtigten Interessen der Verantwortlichen oder eines Dritten
erforderlich ist (Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO), zu verwenden;

- die fuar die Beurteilung des Vorliegens der Fordervoraussetzungen
erforderlichen personenbezogenen Daten Uber die von ihr oder ihm selbst
erteilten Ausklnfte hinaus auch durch Rlckfragen bei den in Betracht
kommenden anderen Organen des Bundes oder bei einem anderen
Rechtstrager, der einschlagige Forderungen zuerkennt oder abwickelt, oder bei
sonstigen Dritten zu erheben und an diese zu Ubermitteln, wobei diese
wiederum  berechtigt sind, die flir die Anfrage erforderlichen
personenbezogenen Daten zu verarbeiten und Auskunft zu erteilen;

- Transparenzportalabfragen gemals § 32 Abs. 5 TDBG 2012 durchzufihren.

Seite 30



(2) Dem Forderungswerber oder der Forderungswerberin ist zur Kenntnis zu
bringen, dass es im Rahmen der Verwendung dazu kommen kann, dass
personenbezogene Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des
Bundesministeriums fir Finanzen (insbesondere gemaR §§ 57 bis 61 und 47 des
Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBI. Nr. 139/2009 in der jeweils geltenden Fassung),
des Rechnungshofes (insbesondere gemall § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des
Rechnungshofgesetzes 1948, BGBI. Nr. 144/1948, in der jeweils geltenden Fassung),
Organen und Einrichtungen der Europdischen Union nach den europarechtlichen
Bestimmungen sowie der KommAustria gemds den Bestimmungen des
Medienkooperations- und -forderungs-Transparenzgesetzes, BGBI. | Nr. 125/2011, in
der jeweils geltenden Fassung, Ubermittelt oder offengelegt werden muissen, wobei
die Rechtsgrundlage dafiir jeweils die Erfillung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6
Abs. 1 lit. ¢ DSGVO) oder die Wahrnehmung einer Aufgabe im offentlichen Interesse
ist (Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO).

(3) Ist der Forderungswerber oder die Forderungswerberin eine natirliche
Person, hat das Forderansuchen und der Fordervertrag eine Information zur
Datenverarbeitung gemal® Art. 13 und 14 DSGVO (Datenverarbeitungsauskunft) zu
enthalten.

(4) Der Forderungswerber oder die Forderungswerberin hat zu bestatigen, dass
die Offenlegung von Daten natirlicher Personen gegeniber der RTR-GmbH als
Abwicklungsstelle in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen der DSGVO erfolgt und
die betroffenen Personen von dem Férderungswerber (ber die Datenverarbeitung der
Verantwortlichen informiert werden oder wurden.

29 Einwilligungserklarung

Sofern eine Uber Pkt. 29 hinausgehende Datenverwendung erforderlich und die
Datenverwendung nicht ohnedies zuldssig ist, ist auszubedingen, dass gemaR
Art. 6 Abs. 1 lit. a und Art. 9 Abs. 2 lit. a DSGVO der Foérderungswerber oder die
Forderungswerberin ausdricklich einwilligt, dass die Daten von den Verantwortlichen
far diese  zusatzlichen Zwecke verwendet werden koénnen. In  der
Zustimmungserklarung ist anzufiihren, welche Daten zu welchem Zweck verwendet
werden kénnen. Ein  Widerruf dieser Zustimmungserkldarung durch den
Forderungswerber oder die Forderungswerberin ist jederzeit zuldssig. Zu seiner
Wirksamkeit muss er gegenlber der RTR-GmbH als Abwicklungsstelle schriftlich
erklart werden. Die weitere Verwendung der Daten wird unverziglich nach Einlangen
des Widerrufes bei der RTR-GmbH unbeschadet bestehender gesetzlicher
Ubermittlungspflichten eingestellt.

30 Veroffentlichung

Auf Grundlage unionsrechtlicher Vorgaben im Bereich des Beihilfenrechts besteht
seitens der RTR-GmbH eine Veroffentlichungspflicht

8. Abschnitt
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Schlussbestimmungen

31 Gebiihren

Die durch die Errichtung und Durchfihrung des auf der Grundlage der vorliegenden
Richtlinien abgeschlossenen Fordervertrags entstehenden Kosten, Steuern, Abgaben
und GebUhren gehen zu Lasten des Forderungswerbers oder der Forderungswerberin.

32 Haftung

(1) Der Forderungswerber oder die Férderungswerberin haftet fir die Richtigkeit
und Vollstandigkeit aller in Zusammenhang mit dem auf der Grundlage der
vorliegenden Richtlinien abgeschlossenen Fordervertrag und den an die RTR-GmbH
Ubermittelten Unterlagen und Informationen. Der Forderungswerber oder die
Forderungswerberin hat die RTR-GmbH fir séamtliche Schaden, Kosten, Aufwande und
sonstige Nachteile im Zusammenhang mit der Verletzung der in diesem Fordervertrag
und denin diesen Richtlinien genannten Pflichten durch den Férderungswerber schad-
und klaglos zu halten.

(2) Die RTR-GmbH haftet im Rahmen des Fordervertrags ausschlielRlich im Falle
nachgewiesener grober Fahrladssigkeit oder im Falle des nachgewiesenen Vorsatzes flr
Schadenersatz. Der Schadenersatz ist jedenfalls auf die Hohe des nach diesem
Fordervertrag zugesagten Forderbetrags begrenzt.

33 Schriftlichkeit

Der auf der Grundlage dieser Richtlinien abgeschlossene Fdrdervertrag sowie
Ergdnzungen dazu bedUrfen der Schriftform und regeln die Rechte und Pflichten der
Vertragspartner.

34 Salvatorische Klausel

(1) Sollten einzelne Bestimmungen eines auf Grundlage dieser Richtlinien
geschlossenen Vertrages unwirksam oder undurchfihrbar sein oder nach
Vertragsabschluss unwirksam oder undurchfihrbar werden, bleibt davon die
Wirksamkeit der Ubrigen Bestimmungen des Vertrages unberihrt.

(2) An die Stelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmung soll
diejenige wirksame und durchfihrbare Regelung treten, deren Wirkungen der
wirtschaftlichen Zielsetzung am nachsten kommen, die die Vertragsparteien mit der
unwirksamen oder undurchfihrbaren Bestimmung verfolgt haben. Die vorstehenden
Bestimmungen gelten entsprechend fir den Fall, dass sich der Vertrag als Iickenhaft
erweist.
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35 Auskunftspflicht

Der zu erstellende Jahresbericht der RTR-GmbH hat auch Daten Uber die Tatigkeit nach
dem 3a. Abschnitt des KOG zu enthalten. Der Férderungswerber oder die
Forderungswerberin ist daher verpflichtet, der RTR-GmbH die flir diese Berichtslegung
erforderlichen Auskinfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen.

36 Gerichtsstand

Fir alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit der Gewahrung einer
Forderung gilt das sachlich zustandige Gericht am Sitz der RTR-GmbH als vereinbart,
wobei es der RTR-GmbH vorbehalten bleibt, den Foérderungswerber oder der
Forderungswerberin auch an seinem oder ihrem allgemeinen Gerichtsstand zu klagen.

37 Inkrafttreten

Die Richtlinien treten mit 23.10.2026 in Kraft und finden erstmals auf Forderansuchen
zum 1. Einreichtermin fur die Forderperiode 2027 Anwendung. Die Richtlinien sind
gemal § 33f Abs. 1 KOG jahrlich zu Gberprifen und gegebenenfalls anzupassen. Das
Ergebnis der Evaluierung ist auf der Homepage der RTR-GmbH zu veréffentlichen.

Wien, am 23.10.2026

Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH

Mag. Wolfgang Struber
Geschéaftsfuhrer Fachbereich Medien
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	(5) Wenn nachträglich besondere Umstände eine Änderung der vereinbarten Bedingungen und Auflagen erfordern, kann die RTR-GmbH jederzeit neue oder zusätzliche Bedingungen und Auflagen vorsehen; hierüber sind mit dem Förderungswerber oder der Förderungswerberin entsprechende schriftliche Zusatzvereinbarungen zu treffen.

	4. Abschnitt
	Vertragsmodalitäten
	19 Vertragsgrundlage
	(1) Folgende Teile werden dem Vertrag zu Grunde gelegt:

	20 Verwendung der Mittel, Verpfändungs- und Abtretungsverbot
	(1) Die Fördermittel dürfen nur zur Deckung der durch das geförderte Vorhaben verursachten Kosten nach Maßgabe des Fördervertrags verwendet werden.
	(2) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin hat die gewährte Förderung widmungsgemäß, unter Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit, zu verwenden. Die Fördermittel sind mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers oder einer ordentlichen Unternehmerin und nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung zu verwalten.
	(3) Die Fördermittel dürfen nicht zur Bildung von Rücklagen oder Rückstellungen nach dem Einkommensteuergesetz BGBl. Nr. 400/1988 idF BGBl. I 13/2024 oder dem Unternehmensgesetzbuch dRGBl. S 219/1897 idF BGBl. I 187/2023 verwendet werden.
	(4) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin hat zum Nachweis gesonderte, sich auf alle Einnahmen und Ausgaben des geförderten Vorhabens erstreckende Aufzeichnungen zu führen und diese Aufzeichnungen zehn Jahre ab dem Ende des Jahres der Auszahlung aufzubewahren sowie die damit zusammenhängenden Originalbelege und Zahlungsnachweise anzuschließen. Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin wird diese Aufzeichnungen wahrheitsgemäß, vollständig nachvollziehbar und überprüfbar führen.
	(5) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin verpflichtet sich, über zugesagte Fördermittel weder durch Abtretung, Anweisung oder Verpfändung noch auf eine andere Weise zu verfügen. Zugesagte Fördermittel können von Dritten nicht in Exekution gezogen werden.

	5. Abschnitt
	Auszahlungsmodus
	21 Auszahlung
	(1) Die Anreizförderung ist grundsätzlich bis spätestens 8 Wochen nach Zuerkennung auf das vom Förderungswerber oder von der Förderungswerberin namhaft gemachte Konto zur Auszahlung zu bringen.
	(2) Im Rahmen der Projektförderung kann auf Ansuchen des Förderungswebers oder der Förderungswerberin eine Vorauszahlung in Höhe von 50 % der zuerkannten Förderung bei Vertragsabschluss zur Auszahlung gelangen.
	(3) In besonders berücksichtigungswürdigen Fällen können hinsichtlich des Zeitpunktes und Höhe der Auszahlung einzelner Teilbeträge auch abweichende vertragliche Vereinbarungen getroffen werden, wobei die berücksichtigungswürdigen Umstände vom Förderungswerber oder der Förderungswerberin glaubhaft zu machen sind.

	22 Einstellung der Tätigkeit
	6. Abschnitt
	Berichtslegung, Abrechnung, Endprüfung
	23 Endbericht
	(1) Förderungswerber oder Förderungswerberinnen haben über die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel genaue Aufzeichnungen zu führen und diese der RTR-GmbH binnen vier Monate nach Ende des Förderzeitraums mittels des zur Verfügung gestellten Endberichtformulars zu übermitteln. Nicht widmungsgemäß verwendete Mittel sind zurückzuzahlen.
	(2) Erfolgt die Übermittlung der Unterlagen nicht binnen der Frist nach Abs. 1, kann die RTR-GmbH die gesamte Förderung – nach vorheriger schriftlicher Aufforderung an den Förderungswerber oder an die Förderungswerberin zur Nachreichung der Unterlagen – zurückfordern. Solange der Endkostenstand und die für die Endkostenkontrolle erforderlichen Unterlagen nach Ablauf der o.a. Frist nicht vorgelegt wurden, ist die Gewährung eines neuen Förderansuchens des betroffenen Förderungswerbers oder der betroffenen Förderungswerberin oder eines mit dem Förderungswerber oder der Förderungswerberin verbundenen Unternehmens nicht möglich.
	(3) Im Fall einer gewährten Anreizförderung ist der Digitalisierungsprojektbericht um den Fortschritt der Digitalisierung ergänzt einzureichen. Die widmungsgemäße und zweckgebundene Verwendung der Mittel in Verfolgung der Förderziele gemäß §§ 33c bis 33e KOG kann auch durch die Erklärung eines Wirtschaftstreuhänders oder einer Wirtschaftstreuhänderin bestätigt werden

	24 Kostenüberschreitungen und -unterschreitungen
	25 Einstellung und Rückforderung von Förderungen
	(1) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin ist verpflichtet – unter Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Ansprüche – die Förderung über schriftliche Aufforderung der RTR-GmbH sofort zurückzuerstatten und der Anspruch auf zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Fördermittel erlischt, wenn insbesondere
	(2) Anstelle der in Abs. 1 vorgesehenen gänzlichen Rückforderung kann bei einzelnen Tatbeständen eine bloß teilweise Einstellung oder Rückzahlung der Förderung vorgesehen werden, wenn
	(3) Der Rückzahlungsbetrag wird vom Tag der Auszahlung der Förderung an mit 4% pro Jahr unter Anwendung der Zinseszinsmethode verzinst. Liegt dieser Zinssatz unter dem von der Europäischen Union für Rückforderungen festgelegten Zinssatz, wird der Zinssatz der Europäischen Union herangezogen.
	(4) Bei Verzug der Rückzahlung der Förderung werden Verzugszinsen in Höhe von 9,2 Prozentpunkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab Eintritt des Verzuges festgesetzt. Der Basiszinssatz, der am ersten Kalendertag eines Halbjahres gilt, ist für das jeweilige Halbjahr maßgebend.
	(5) Sofern die Leistung ohne Verschulden des Förderungswerbers oder der Förderungswerberin nur teilweise durchgeführt werden kann oder worden ist, kann die Fördergeberin vom Erlöschen des Anspruches und von der Rückzahlung der auf die durchgeführte Teilleistung entfallenden Fördermittel Abstand nehmen, wenn die durchgeführte Teilleistung für sich allein förderungswürdig ist.
	(6) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin ist verpflichtet, nach Fertigstellung und Abrechnung des geförderten Vorhabens nicht verbrauchte Fördermittel unter Verrechnung von Zinsen in der Höhe von 2 Prozentpunkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab dem Tag der Auszahlung der Förderung zurückzuzahlen. Im Fall des Verzugs kommt Abs. 4 zur Anwendung. Rückzahlungspflichtige, nicht verbrauchte Fördermittel liegen dann vor, wenn die vertraglich vereinbarten Kosten unterschritten werden und die aliquot gekürzte Fördersumme jenen Betrag unterschreitet, der den bereits zur Auszahlung gebrachten Fördermitteln entspricht.

	26 Sonstige Rechte der RTR-GmbH
	(1) Die RTR-GmbH ist betreffend den Fördervertrag zur Vor-Ort-Prüfung bei Förderungswerbern oder Förderungswerberinnen berechtigt. Sie ist berechtigt, auch Dritte mit der Vor-Ort-Prüfung zu beauftragen. Weiters ist die RTR-GmbH berechtigt, mit anderen in Betracht kommenden Förderstellen zusammenzuwirken. Die richtlinien- und vertragskonforme Verwendung der Fördermittel kann von der RTR-GmbH oder einem beauftragten Dritten laufend überprüft werden. Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin hat die Einsicht in die entsprechenden Schriften, Verträge, Geschäftsbücher und Belege sowie eine Besichtigung an Ort und Stelle zu gestatten und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Im Rahmen einer Prüfung dürfen auch Auskünfte von Dritten, wie beispielsweise Behörden, Gerichten, Banken oder Vertragspartnern des Förderungswerbers oder der Förderungswerberin eingeholt werden, soweit dies der RTR-GmbH für die Zwecke der Überprüfung der Förderungsvoraussetzungen notwendig erscheint. Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin wird diese Dritten diesbezüglich von allen Verschwiegenheitspflichten entbinden, sofern diese vertraglich oder gesetzlich normiert sind (z.B. § 38 Bankwesengesetz, Datenschutzgesetz) oder wird gegebenenfalls veranlassen, dass die bei diesen Dritten befindlichen und zu Prüfungszwecken erforderlichen Unterlagen und Informationen zur Verfügung gestellt werden.
	(2) Zudem ist die RTR-GmbH berechtigt, jederzeit Informationen über den Verlauf des Projekts zu verlangen. Der Fördervertrag kann je nach Dauer des geförderten Projekts oder der Höhe der Förderung die Vorlage eines Berichts durch den Förderungswerber oder die Förderungswerberin in regelmäßigen Abständen vorsehen.

	27 Sonstige Pflichten des Förderungswerbers
	(1) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin ist verpflichtet, der RTR-GmbH oder den von ihr Beauftragten Einsicht in sämtlichen, förderrelevanten Schriften, Verträge, Geschäftsbücher und Belege zu gewähren und die erforderlichen Auskünfte auf deren Verlangen vorzulegen und ihnen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.
	(2) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin hat das Vorhaben gemäß dem vereinbarten Terminplan durchzuführen und alle Ereignisse, welche die Durchführung des geförderten Vorhabens verzögern oder unmöglich machen oder eine Abänderung gegenüber dem vereinbarten Förderzweck, den Auflagen oder Bedingungen bedeuten würden, der RTR-GmbH unverzüglich schriftlich anzuzeigen.
	(3) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin hat gesellschaftsrechtliche Veränderungen unverzüglich der RTR-GmbH schriftlich anzuzeigen.
	(4) Alle Bücher und Belege sind zehn Jahre ab dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Förderung, mindestens jedoch ab der Durchführung der Leistung, sicher und geordnet aufzubewahren; sofern unionsrechtlich darüberhinausgehende Fristen gelten, kommen diese zur Anwendung. Zur Aufbewahrung können grundsätzlich auch geeignete Bild- und Datenträger verwendet werden, wenn die vollständige, geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und überprüfbare Wiedergabe bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist.

	7. Abschnitt
	Datenschutz
	28 Datenverwendung
	(1) Dem Förderungswerber oder der Förderungswerberin ist sowohl im Förderansuchen als auch im Fördervertrag zur Kenntnis zu bringen, dass die RTR-GmbH berechtigt ist,
	(2) Dem Förderungswerber oder der Förderungswerberin ist zur Kenntnis zu bringen, dass es im Rahmen der Verwendung dazu kommen kann, dass personenbezogene Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Bundesministeriums für Finanzen (insbesondere gemäß §§ 57 bis 61 und 47 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBl. Nr. 139/2009 in der jeweils geltenden Fassung), des Rechnungshofes (insbesondere gemäß § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948, BGBl. Nr. 144/1948, in der jeweils geltenden Fassung), Organen und Einrichtungen der Europäischen Union nach den europarechtlichen Bestimmungen sowie der KommAustria gemäß den Bestimmungen des Medienkooperations- und -förderungs-Transparenzgesetzes, BGBl. I Nr. 125/2011, in der jeweils geltenden Fassung, übermittelt oder offengelegt werden müssen, wobei die Rechtsgrundlage dafür jeweils die Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO) oder die Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Interesse ist (Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO).
	(3) Ist der Förderungswerber oder die Förderungswerberin eine natürliche Person, hat das Förderansuchen und der Fördervertrag eine Information zur Datenverarbeitung gemäß Art. 13 und 14 DSGVO (Datenverarbeitungsauskunft) zu enthalten.
	(4) Der Förderungswerber oder die Förderungswerberin hat zu bestätigen, dass die Offenlegung von Daten natürlicher Personen gegenüber der RTR-GmbH als Abwicklungsstelle in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der DSGVO erfolgt und die betroffenen Personen von dem Förderungswerber über die Datenverarbeitung der Verantwortlichen informiert werden oder wurden.
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